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Kong AFP, 20.1.2000, nach FBIS,

20.1.2000). -hol-

12 Fortgesetzte ethnische Un

ruhen in Xinjiang

Aus Aksu, einer grenznah gelege

nen Stadt in der Autonomen Regi

on Xinjiang im Nordwesten Chinas, 

wurde im Januar eine Intensivierung 

militanter Auseinandersetzungen zwi

schen uighurischen Untergrundaktivi

sten und chinesischen Sicherheitskräf

ten bekannt.

Nach Angaben der lokalen Pres

se sollen bei einem großangelegten 

Hubschrauber-Polizeieinsatz in Reak

tion auf die Geiselnahme von fünf 

Polizeioffizieren in der ersten Janu

arwoche mehrere Aktivisten getötet 

worden sein. Ebenfalls nach offiziel

len Angaben sollen Ende Januar in 

Xinjiang fünf Personen zum Tode und 

weiter acht Personen zu langjährigen 

Haftstrafen verurteilt worden sein. Sie 

wurden im Zusammenhang einer seit 

zwei Jahren andauernden Serie von 

separatistischen Aktivitäten des Mor

des, Raubes sowie illegalen Waffen- 

und Munitionshandels beschuldigt.

Im Dezember 1999 soll das Ministe

rium für Staatssicherheit ein Rund

schreiben herausgegeben haben, das 

die Tragweite des Problems ethni

scher Konflikte im Fall der Uighu- 

ren, einer muslimischen, türkisch

sprechenden Minderheit herausstellte. 

Das Rundschreiben soll zu besonde

rer Wachsamkeit bei allen Anzeichen 

von Infiltrationsversuchen militanter 

islamischer Kräfte aus Saudi-Arabien, 

dem Iran, den Golfstaaten, der Tür

kei und Indien sowie bei Vorwarnun

gen terroristischer Anschläge aufgeru

fen haben.

In der Wahrnehmung Chinas haben 

seit dem Kollaps der Sowjetunion im 

Jahr 1991, der territorialen Neuord

nung unabhängiger islamischer Staa

ten in Zentralasien und dem wachsen

den politischen Aufbegehren des Is

lam die separatistischen Aktivitäten 

in Xinjiang stark zugenommen. Die 

bisher größte öffentlich bekannte Auf

standsbewegung ereignete sich im Fe

bruar 1997 in Yining nahe der kasa

chischen Grenze. Nach massivem Po

lizeieinsatz sollen damals nach offizi

ellen Angaben zehn, nach inoffiziel

len Meldungen über hundert Perso

nen ums Leben gekommen sein. Wäh

rend sich die internationale Aufmerk

samkeit vor allem auf die ethnischen 

Konflikte in Tibet konzentriert, dürf

te das tatsächliche Ausmaß der Ge

waltanwendung in Xinjiang deutlich 

größer sein (IHT, 28.1.2000, vgl. C.a., 

1997/2, Ü 13). -hol-

Wissenschaft, Bildung, 
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13 Probleme bei Reform der

Akademie der Wissenschaf

ten

Lu Yongxiang, der Präsident der Chi

nesischen Akademie der Wissenschaf

ten, hat die Arbeitstagung der Aka

demie im Januar 2000 dazu genutzt, 

die strategischen Anforderungen des 

Staates an die Akademie zu erläutern 

und den Fortgang des „Programms für 

die Innovation des Wissens“ zusam

menzufassen, das im Herbst 1998 ini

tiiert wurde und bei dem die Aka

demie eine zentrale Rolle spielt (vgl. 

C.a., 1999/11, Ü 17). Außerdem nutz

te er die Gelegenheit, auf Probleme bei 

der Reform der Akademie der Wissen

schaften hinzuweisen.

In seiner Einschätzung der allge

meinen Lage prophezeite er, dass 

im 21. Jahrhundert die Menschheit 

sich auf die beständige Weiterent

wicklung der Innovation des Wis

sens und der Hochtechnologie stüt

zen werde und dass die Globalisie

rung der Wirtschaft und die Wissens

wirtschaft für die wirtschaftliche Ent

wicklung ausschlaggebend seien. Dies 

bedeute für China, dass es weiterhin 

auf wissenschaftlich-technischen Fort

schritt und Stärkung seiner Konkur

renzfähigkeit bauen müsse, um den 

Herausforderungen der Globalisierung 

zu begegnen. China müsse sich auf 

Wissenschaft und Technik stützen und 

als ressourcenarmes Land den Weg 

nachhaltiger Entwicklung gehen.

Lu sagte, die Akademie habe in Be

zug auf das „Programm für die Inno

vation des Wissens“ erfeuliche Ergeb

nisse erzielt; dennoch gebe es, insge

samt gesehen, noch Unzulänglichkei

ten. Er bemängelte insbesondere, dass 

die Arbeit zu wenig zukunftorientiert 

und zu wenig strategisch ausgerich

tet sei. Der Gedanke innovativer Wis

senschaft müsse noch viel weiter ent

wickelt werden. Als Gründe für diese 

Defizite führte er Folgendes an:

In der Akademie fehle kontinuier

liche, systematische Forschung über 

die für den Staat strategisch wichti

gen Probleme und über den Stand 

der internationalen wissenschaftlich- 

technischen Entwicklung. Das Be

wusstsein für Zukunft- und Strate- 

gieorientiertheit sei nicht sehr aus

geprägt und die Urteilsfähigkeit auf 

Makroebene schwach ausgebildet. Das 

jetzt praktizierte Begutachtungsver

fahren entspreche nicht unbedingt 

den Erfordernissen der Innovation des 

Wissens, häufig fielen in der Begut

achtung sogar Projekte durch, die auf 

unabhängigen Ideen und langfristigen 

Strategien beruhen. Zur Bereitstel

lung von Ressourcen meinte Lu, dass 

auch hier vielfach eingefahrene We

ge gegangen würden, indem man auf 

die Geschichte, auf Verhältnismäßig

keit und Gleichgewicht achte, was die 

schnelle und effektive Umstrukturie

rung der Forschungslandschaft beein

trächtige. Auch würde dadurch das 

schnelle Reagieren auf neue wissen

schaftliche Trends erschwert.

Gewisse Probleme sieht Lu Yongxiang 

auch hinsichtlich der wissenschaftli

chen Mitarbeiter. Man habe noch zu 

wenig die Förderung hervorragender 

Wissenschaftler mit strategischer Ur

teilsfähigkeit und innovativem Denken 

im Blickfeld. Zur Verbesserung dieses 

Zustandes legte er vier Empfehlungen 

vor:

1. Man solle erwägen, mit hervorra

genden Wissenschaftlern, die im 

Ausland tätig sind und derzeit 

nicht nach China zurückkehren 

können, in irgendeiner Form zu

sammenzuarbeiten, sei es, dass 

sie kurzfristig zurückkehren, sei 

es, dass sie für China Aufgaben 

wahrnehmen; man könnte auch 

ausländische Staatsbürger chine

sischer Herkunft oder Ausländer 

nach China einladen.

2. Es müsse unbedingt für alle wis

senschaftlichen Mitarbeiter am 

Vertragssystem, d.h. befristeten 

Arbeitsverträgen, festgehalten 

werden. Stellen sollten nach Be

darf geschaffen und Einstellungen
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nach dem Stellenplan vorgenom

men werden, Stellenwechsel nor

mal sein.

3. Neu eingestellten hervorragenden 

jüngeren Wissenschaftlern solle 

geholfen werden, dass sie sich bes

ser in ihre neue Rolle hineinfinden.

4. Schließlich gelte es, eine Kultur 

der Innovation zu schaffen, d.h. 

die Haltung müsse sich ändern, 

dass man sich nur darum kümme

re, was im Ausland gemacht wür

de und was man selbst machen 

wolle, nicht aber darum, was der 

Staat und die Gesellschaft von ei

nem verlangten.

(RMRB, 18.1.2000)

Die Probleme, die der Präsident der 

Akademie der Wissenschaften an

schnitt, sind durchaus nicht chinaspe

zifisch, sondern beschäftigen auch For

schungsinstitutionen in anderen Län

dern, speziell auch in Deutschland. 

Ähnlich wie bei uns müssen auch in 

China nichtuniversitäre Forschungs

institutionen, wie die Akademie der 

Wissenschaften eine ist, ihre beson

dere Aufgabenstellung und ihre eige

nen Forschungsstrategien im Auge ha

ben, um ihren Platz in der Forschungs

landschaft Chinas zu finden. Für die 

Akademie ist dies eine neue Situati

on, die dadurch entstanden ist, dass 

den Universitäten im Zuge der Hoch

schulreform wieder der Auftrag erteilt 

wurde, neben Lehre auch Forschung 

zu betreiben. Während die Akademien 

zuvor allein für Forschung zustän

dig waren, erhielten sie nun Konkur

renz. Um dieser neuen Herausforde

rung zu begegnen, muss die Akade

mie der Wissenschaften ihre beson

deren Fähigkeiten herausstellen und 

baut dabei auf Forschung, die innova

tiv, zukunftorientiert, strategisch und 

auf die Bedürfnisse des Staates aus

gerichtet, kontinuierlich und systema

tisch ist. Um derartige Forschung be

treiben zu könnnen, bedarf es noch 

weitgehender Reformen. Vor allem hat 

der Präsident das Problem, aus einem 

schwerfälligen bürokratischen Appa

rat, der die Akademie war, eine fle

xible, schnell reagierende Forschungs

einheit zu machen.

Hierfür ist nicht nur die konsequente 

Umstellung auf Zeitverträge beim wis

senschaftlichen Personal erforderlich, 

sondern auch die Öffnung für Wissen

schaftler aus dem Ausland. Seit eini

gen Jahren werden bereits Gastwis

senschaftler aus dem Ausland als Be

rater oder auch als Betreuer für Post- 

Doc-Mitarbeiter angeworben. Dabei 

handelt es sich fast ausschließlich 

um Wissenschaftler chinesischer Her

kunft, während die Einstellung von 

Ausländern erst allmählich anläuft 

(vgl. XNA, 20. u. 31.1.2000). -st-

14 Anteil der Hochschulfor

schung wächst

Nach Gründung der Volksrepublik 

wurde nach sowjetischem Muster die 

gesamte Forschung in die Akademie 

der Wissenschaften verlegt, während 

die Hochschulen von Forschungsauf

gaben entbunden wurden. Erst seit 

Mitte der achtziger Jahre wurden 

die Hochschulen im Zuge der Hoch

schulreform wieder mit Forschungs

aufgaben betraut. In welchem Ma

ße sich die Forschungsstruktur seit

dem verändert hat, legen die folgen

den Angaben dar, die Bildungsminis

terin Chen Zhili kürzlich auf einer Ta

gung zum Thema Beitrag der Hoch

schulen zur technologischen Innovati

on machte. Zwei Drittel aller von der 

Staatlichen Stiftung für Naturwissen

schaften finanzierten Projekte werden 

bereits an Hochschulen durchgeführt. 

Ein Drittel aller Projekte, die im Rah

men des staatlichen Hochtechnologie

programms „Plan 863“ bearbeitet wer

den, wird ebenfalls an Hochschulen 

getätigt (vgl. GMRB, 12.1.2000, S. 

A 1). Die Angaben belegen deutlich, 

welche Rolle die Hochschulforschung 

auf naturwissenschaftlich-technischem 

Gebiet mittlerweile spielt. Die Staat

liche Stiftung für Naturwissenschaf

ten finanziert Grundlagenforschung. 

Während früher allein die Institute 

der Akademie der Wissenschaften da

für zuständig waren, müssen sie sich 

jetzt in Konkurrenz mit Hochschulins

tituten um die Forschungsförderung 

bewerben, -st-

15 Daoistisches Forschungszen

trum

An der Akademie der Sozialwissen

schaften wurde Anfang Januar ein 

Forschungszentrum für die Kultur des 

philosophischen und religiösen Dao

ismus (Daojia yu daojiao wenhua 

yanjiu zhongxin) gegründet. Ehrendi

rektor wurde der bekannte Gelehr

te Ma Xisha, Direktor Lu Guolong. 

Die meisten wissenschaftlichen Mitar

beiter des neuen Zentrums kommen 

aus dem Institut für Weltreligionen 

der Akademie der Sozialwissenschaf

ten, doch werden auch Fachleute von 

außerhalb eingeladen. Aufgabe des 

neuen Zentrums gemäß offizieller Ver

lautbarung ist die Aufarbeitung der 

Quellen hinsichtlich der humanisti

schen Werte des philosophischen und 

religiösen Daoismus; die Erforschung 

des Daoismus soll im Dienste des Auf

baus einer sozialistischen Zivilisation 

stehen und nach dem Grundsatz wis

senschaftlicher Wahrheit erfolgen; fer

ner sollen Wissenschaftsaustausch und 

Zusammenarbeit mit Fachleuten aus 

dem In- und Ausland durchgeführt 

werden. (GMRB, 4.1.2000, S.B 3)

In den Reden auf der Gründungs

versammlung wurde auf die Bedeu

tung des Daoismus als ein Funda

ment der chinesischen Kultur hinge

wiesen; der Daoismus sei aufs engste 

mit der chinesischen Geschichte und 

dem Schicksal der chinesischen Na

tion verknüpft. Er habe Philosophie 

und Religion, Staatsführung und Na

turwissenschaften, insbesondere Me

dizin, aber auch Brauchtum, Kunst 

usw. beeinflusst, sei aber noch weit

gehend unerforscht. Zugleich wurde 

der Überzeugung Ausdruck gegeben, 

dass der Daoismus angesichts der welt

weiten ökologischen Krise Antworten 

auf so brennende Fragen wie Umwelt

verschmutzung, Bevölkerungsexplosi

on und Klimaveränderung geben kön

ne (ebd.).

Die Gründung des Daoistischen For

schungszentrums ist in mehrfacher 

Hinsicht von Bedeutung. Zum einen 

offenbart sich darin eine veränderte 

Haltung des Staates und der Partei ge

genüber dem Daoismus. Schon in der 

ersten Hälfte des 20. Jh., aber insbe

sondere in der Ära Mao Zedong, war 

der Daoismus in Misskredit geraten, 

weil er sowohl von der politischen Füh

rung als auch von den Intellektuellen 

mit Aberglauben in Zusammenhang 

gebracht wurde. Erst in den achtzi

ger Jahren begann man sich vorsichtig 

wieder mit dem Daoismus zu befassen. 

Insbesondere in den neunziger Jah

ren mussten Partei und Regierung das 

wiedererwachte Interesse in der Bevöl

kerung an daoistischen Praktiken und 

daoistischer Religion als Faktum ak



CHINA aktuell - 17 - Januar 2000

zeptieren, allerdings immer mit gewis

sem Argwohn, während die Beschäfti

gung mit dem philosophischen Daois

mus durchaus offiziell gebilligt wurde. 

Der Grund für diese Billigung von offi

zieller Seite liegt vor allem darin, dass 

dem Daoismus als wesentlichem Be

standteil der chinesischen Kultur heu

te eine Rolle als Identitätsstifter zu

kommt. Wie die traditionelle Kultur 

allgemein wird auch der Daoismus für 

die Schaffung einer nationalen Iden

tität und einer unverkennbar chine

sischen Kultur, d.h. einer sich von 

der westlichen absetzenden Kultur, in

strumentalisiert.

Ein dritter Aspekt kommt hinzu. Vor 

dem Hintergrund des um sich greifen

den Sektenwesens scheint dem Staat 

mehr denn je daran gelegen zu sein, 

den Daoismus mit wissenschaftlichen 

Methoden zu erforschen, um von die

ser Seite Unterstützung im Kampf 

gegen die aus Sicht der Partei „un

wissenschaftlichen“ Praktiken daoisti- 

scher Sekten und daoistischen Brauch

tums, kurzum, im Kampf gegen den 

Aberglauben zu erhalten, -st-

16 Lehrerstreik in Anhui

In der Stadt Huangkou, der größten 

Stadt des Kreises Xiaoxian im äu

ßersten Norden der Provinz Anhui, 

sind 1.000 Grund- und Mittelschul

lehrer zwischen dem 8. und 16. Ja

nuar in einen Unterrichtsstreik getre

ten. Dies berichtete die Guangzhou

er Abendzeitung (Yangcheng wanbao) 

am 17.1.2000 unter Berufung auf ei

ne entsprechende Meldung der Chi

nesischen Jugendzeitung (nach SWB,

19.1.2000). Der Grund für den Schul

boykott war, dass die Lehrer seit acht 

Monaten kein Gehalt bekommen hat

ten und ihren Lebensunterhalt nicht 

mehr bestreiten konnten. Mit Ausnah

me der vom Kreis betriebenen Huang- 

kouer Mittelschule fiel der Unterricht 

an allen städtischen Grund- und Mit

telschulen aus. Die Lehrer hatten ge

schlossen beim städtischen Schulamt 

Urlaub eingereicht mit der Begrün

dung, sie müssten sich andere Arbeit 

suchen, um ihren Lebensunterhalt zu 

verdienen. Amtlicherseits wurde zuge

geben, dass die städtischen Schulen ih

ren Lehrern seit acht Monaten kein 

Gehalt mehr gezahlt haben. Die letz

ten Gehaltszahlungen sollen im Mai 

1999 erfolgt sein. In den drei Monaten 

davor sollen die Schulen sogar Kredi

te aufgenommen haben, um die Lehrer 

zu entlohnen. Die Kreisführung nahm 

den „kollektiven Urlaub“ sehr ernst; sie 

stellte sofort 200.000 Yuan als Not

fonds zur Verfügung, und die Stadt 

brachte 300.000 Yuan auf. Mit den 

500.000 Yuan wurde den Lehrern Mit

te Januar das Gehalt für Juni 1999 

bezahlt. In der Gesellschaft und be

sonders bei den Eltern hat der Unter

richtsstreik starke Reaktionen ausge

löst. Daraufhin scheinen die Behörden 

zu autoritativen Methoden Zuflucht 

genommen zu haben: Nach Beratun

gen forderten sie die Lehrer zur sofor

tigen Rückkehr an die Schulen auf, an

derenfalls würden sie so behandelt, als 

hätten sie freiwillig gekündigt. Aller

dings versprachen die Behörden auch, 

den Lehrern „in naher Zukunft“ Geld 

für zwei weitere Monate zu geben. 

Daraufhin kehrten die Lehrer wieder 

zu ihrem normalen Unterricht zurück, 

gaben aber hinter vorgehaltener Hand 

zu, dass sie unfreiwillig zurückgekehrt 

seien.

Das Problem der Rückstände bei den 

Lehrergehältern besteht seit Jahren 

und hat sich trotz gesetzlicher Vor

schriften kaum gebessert. Vor allem in 

den ländlichen Gebieten zahlen viele 

Kommunen die Lehrergehälter nicht 

vorschriftsmäßig aus; entweder sind 

ihre Kassen wirklich leer oder sie ge

ben das fürs Schulwesen bestimmte 

Geld anderweitig aus. Wie die SCMP 

kürzlich berichtete, soll es einer Unter

suchung der Lehrergewerkschaft zu

folge in zwei Dritteln aller Provin

zen Rückstände bei den Lehrergehäl

tern geben. Nach den unvollständigen 

Angaben der Erhebung in 125 Krei

sen in 14 Provinzen waren Ende März 

1999 mindestens 710 Millionen Yuan 

an Rückständen aufgelaufen. Die Ge

samtsumme nicht ausgezahlter Gehäl

ter dürfte demnach sehr viel höher lie

gen. (SCMP, 3.1.2000)

Dem Missstand ist nur durch eine 

schärfere Kontrolle der Bildungshaus

halte beizukommen. Insbesondere in 

den ländlichen Gebieten muss auf 

die Sicherung der für das Schulwe

sen bestimmten Gelder geachtet wer

den, d.h. im Wesentlichen auf die 

zweckgebundene Verwendung der Mit

tel aus der Ergänzungsabgabe für das 

Bildungswesen. Freilich sind auch die 

Kommunen häufig in einer Zwickmüh

le. In den letzten Jahren sind die nicht

staatlichen Lehrer (die sog. minban- 

Lehrer), die niedrigere Gehälter beka

men, abgeschafft worden. Dies bedeu

tete eine Angleichung an die Lehrerge

hälter der staatlichen Lehrer. Zudem 

wurden die Lehrergehälter auch noch 

angehoben, sodass viele Kommunen 

die finanziellen Belastungen nicht tra

gen können. In gerechtfertigten Fällen, 

also insbesondere in den Armutsgebie

ten, leistet der Staat Hilfe. Bei dem 

Ausmaß der Gehaltsrückstände ist je

doch klar, dass der Missstand nicht 

nur in den Armutsgebieten herrscht, 

-st-

17 Gemeinsame chinesisch

ausländische Studiengänge

Seit einigen Jahren bietet eine Reihe 

chinesischer Hochschulen Studiengän

ge an, die in Kooperation mit auslän

dischen und Hongkonger Hochschulen 

durchgeführt werden. Die akademi

schen Abschlüsse sind in China offiziell 

anerkannt. Bis Ende 1999 wurden vom 

Staatsrat 30 chinesisch-ausländische 

Studiengänge gebilligt. Über sechs 

weitere soll demnächst entschieden 

werden. Ein großer Teil dieser Stu

diengänge sind MBA-Studiengänge. 

Auf chinesischer Seite sind zumeist 

Universitäten und Hochschulen in Bei

jing, aber auch in Shanghai, Tianjin 

und anderen Großstädten beteiligt. 

Auf ausländischer Seite rangieren die 

USA mit 13 Kooperationen an ers

ter Stelle. Es folgen Australien mit 7, 

Hongkong und Frankreich mit je 3 und 

die Niederlande, Norwegen, Singapur 

und Thailand mit je einer Hochschule. 

Die Namen der betr. Hochschulen auf 

beiden Seiten und die Bezeichnung der 

Studienprogramme wurden in GMRB 

(7.1.2000, S. A 2) aufgeführt, -st-

18 Durchführungsbestimmungen 

für fünften nationalen Zen

sus

Der Staatsrat hat am 10. Januar 2000 

Durchführungsbestimmungen für den 

fünften nationalen Zensus erlassen 

(veröffentlicht in RMRB, 29.1.2000, 

S.4). Danach wird die fünfte Volks

zählung zwischen dem 1. und 10. No

vember 2000 durchgeführt. Stichtag 

ist der 1. November. Die Volkszäh

lung wird unter der verantwortlichen



CHINA aktuell - 18 - Januar 2000

Leitung des Staatsrats und der Re

gierungen aller Verwaltungseinheiten 

von speziell eingerichteten Fachgrup

pen auf den unteren Ebenen wie Ge

meinden, Kleinstädten, Stadtvierteln 

usw. durchgeführt. Die Kosten tra

gen die Finanzbehörden der Zentral- 

und Lokalregierungen gemeinsam, wo

bei auf Letztere die Hauptlast ent

fällt. Im Einzelnen wird in den Be

stimmungen festgelegt, wie die Volks

zählung vonstatten gehen soll, wie und 

wo die mobile Bevölkerung zu erfas

sen ist, wie das Zensuspersonal aus

gewählt und geschult wird und wann 

die Ergebnisse veröffentlicht werden. 

Zum letzten Punkt heißt es, dass erste 

Ergebnisse mit den wichtigsten Zah

len bis zum 31.12.2000 beim Zensus

büro des Staatsrats eingereicht sein 

müssen. Sie werden vor dem 31.1.2001 

vom Staatlichen Statistikamt und dem 

Zensusbüro des Staatsrats veröffent

licht. Die Dateneingabe und Bearbei

tung der Daten, die auf Kreisebene 

vorgenommen werden, sollen bis zum

30.4.2001 abgeschlossen sein. Bis zum

30.9.2001 müssen die Provinzen ihre 

Gesamtberichte an die Zentrale gelie

fert haben, und das Zensusbüro wird 

den nationalen Gesamtbericht bis zum

31.12.2001 fertigstellen und der Öf

fentlichkeit übergeben. Für Hongkong 

und Macau stützt man sich auf die 

Daten, die die dortigen Behörden lie

fern. Auch von Taiwan, Penghu, Jin- 

men und Mazu übernimmt man die of

fiziellen Bevölkerungszahlen der dorti

gen Behörden.

Volkszählungen sollen in China alle 

zehn Jahre veranstaltet werden. Der 

vierte Zensus fand am 1. Juli 1990 

statt (vgl. dazu C.a., 1990/11). -st-

19 Neun neue Zeitungsgruppen

Der Trend zur Konzentration im Pres

sewesen geht weiter. Waren es im 

Herbst 1999 erst sechs Zeitungsgrup

pen (s. C.a., 1999/12, Ü 23), so hat 

sich deren Zahl auf nunmehr 15 er

höht. Bereits im November 1999 war 

mit der Shenzhen Newspaper Group 

zum ersten Mal eine Zeitungsgrup

pe in einer Sonderwirtschaftszone ge

gründet worden. Im Januar 2000 bil

ligte die Staatliche Presse- und Pu

blikationsbehörde die Gründung von 

acht weiteren Gruppen, und zwar

- Dazhong Newspaper Group

- Beijing Daily Group

- Jiefang Daily Group

- Sichuan Daily Group

- Zhejiang Daily Group

- Liaoning Daily Group

- Harbin Daily Group

- Shenyang Daily Group

(XNA, 12.1.2000) -st-

20 Verbesserung des Sozialver

sicherungssystems

Auf der zu Jahresbeginn einberufe

nen Arbeitstagung über das Sozialver

sicherungssystem wurde als Aufgabe 

für das Jahr 2000 die Verbesserung 

der Arbeitslosen-, Alters- und Kran

kenversicherung für städtische Arbeit

nehmer festgelegt. Oberstes Ziel hin

sichtlich der Arbeitslosen soll die Hin

führung der Arbeitslosen zum Ar

beitsmarkt und deren Wiederbeschäf

tigung sein. Bei der Altersversiche

rung, so hieß es, komme es vor al

lem darauf an, dass den Rentnern ih

re Renten rechtzeitig und in voller 

Höhe ausbezahlt werden. Außerdem 

soll der Kreis derjenigen, die Renten 

beziehen, um 12 Mio. erweitert wer

den, sodass im Prinzip alle retirier

ten Arbeitnehmer städtischer Betrie

be eine Rente erhalten. Die Reform 

der Krankenversicherung soll in die

sem Jahr so weit vorangetrieben wer

den, dass die städtischen Angestell

ten und Arbeiter durchweg eine Kran

kenversicherung haben, die die me

dizinische Grundversorgung abdeckt. 

Probleme wie Versicherungsleistungen 

bei schweren und außergewöhnlichen 

Krankheiten sollen gelöst werden (vgl. 

dazu C.a., 1999/2, Ü 21). (GMRB,

11.1.2000, S. Al)

Ein besonderes Problem stellt die Aus

zahlung der Renten dar. Es scheint 

nämlich weit verbreitete Praxis zu 

sein, dass die Betriebe keine Sozial

abgaben in die Rentenkassen einzah

len. Aus diesem Grunde müssen die 

Rentner vielfach auf die Auszahlung 

ihrer Renten warten oder erhalten we

niger. In Hainan beispielsweise sollen 

im Jahr 1999 nur etwa 70 Prozent der 

Ruheständler staatlicher Betriebe ihre 

Renten ausgezahlt bekommen haben 

(XNA, 12.1.2000). Laut einer vorläu

figen Bestimmung des Staatsrates von 

Anfang 1999 ist jedes Unternehmen 

verpflichtet, Sozialabgaben zu zahlen. 

Ein großer Teil der Firmen kommt die

ser Verpflichtung jedoch nicht nach. 

Deshalb hat das zuständige Ministe

rium für Arbeit und Soziale Sicher

heit jetzt einen Aktionsplan beschlos

sen, mit dessen Hilfe erreicht werden 

soll, dass die Pflichtbeiträge für die Al

tersversorgung mindestens zu 90 Pro

zent eingesammelt werden. Zugleich 

sollen die Fonds auf Provinzebene ge- 

poolt und besser kontrolliert werden. 

(Xinhua Inlanddienst, 3.1.2000, nach 

SWB, 12.1.2000) -st-

21 17. Karmapa Lama verließ

Tibet

Anfang Januar 2000 traf der 17. Kar

mapa Lama, der dritthöchste geistli

che Führer des tibetischen Buddhis

mus, in Nordindien ein, nachdem er 

das Kloster Tsurphu 35 km nördlich 

von Lhasa Ende Dezember 1999 heim

lich verlassen hatte. Der 17. Karmapa 

Lama, ein heute 14-jähriger Junge, 

wurde als Ugyen Trinley Dorje gebo

ren und 1992 als erste Reinkarnati

on seit 1959 von Beijing offiziell an

erkannt. Zugleich wird er auch vom 

Dalai Lama anerkannt. Der Karmapa 

Lama ist der geistliche Führer der 

Kagyu-Schule, einer der wichtigsten 

Schulen des tibetischen Buddhismus. 

In der geistlichen Hierarchie rangiert 

er nach dem Dalai Lama und dem 

Panchen Lama. Der Karmapa Lama 

wurde auf seiner sechstägigen Reise, 

die teils im Jeep, teils zu Fuß über 

die verschneiten Himalaya-Berge zu

rückgelegt wurde, von fünf Anhängern 

begleitet, darunter seiner 24-jährigen 

Schwester, einer buddhistischen Non

ne. Nach seiner Ankunft wurde der 

Karmapa Lama außerhalb von Dhar- 

amsala, dem Sitz der tibetischen Exil

regierung unter dem Dalai Lama, in ei

nem Gästehaus untergebracht. Zuvor 

war er mehrmals mit dem Dalai La

ma zusammengetroffen. (Vgl. SCMP,

8., 10., 11.1.2000)

Sowohl die Hongkonger Zeitungen 

als auch die ausländischen Medi

en sprechen in diesem Zusammen

hang von einer Flucht (vgl. FAZ 8., 

10.1.2000; NZZ 8./9.1.2000; IHT 9.,

10.,12.1.2000). Es ist jedoch unklar, 

ob es sich tatsächlich um eine Flucht 

handelt. Die chinesische Zentralregie

rung ebenso wie die indische Regie
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rung versuchen den Begriff zu vermei

den. In einer ersten offiziellen Stel

lungnahme von Seiten Beijings hieß es 

am 7. Januar 2000, der Karmapa La

ma habe sein Kloster kürzlich mit ei

ner kleinen Gruppe verlassen und sei 

ins Ausland gegangen. Er habe einen 

Brief hinterlassen, in dem er kundge

tan habe, er wolle Musikinstrumen

te (für buddhistische Rituale) und die 

„schwarzen Hüte“ holen, die die leben

den Buddhas seiner Schulrichtung (die 

auch als Schwarzhüte bezeichnet wird, 

vgl. NZZ, 8./9.1.2000) früher getragen 

hätten. Er soll ausdrücklich betont ha

ben, dass sein Weggang „kein Verrat 

am Staat, der Nation, dem Kloster 

oder der Führung“ bedeute. (XNA,

8.1.2000) Indische Regierungsvertre

ter äußerten sich in den folgenden Ta

gen sehr zurückhaltend und ließen ver

lauten, dass man bislang kein offiziel

les Asylersuchen erhalten habe. (PTI 

news agency, New Delhi, 12.1.2000, 

nach SWB, 14.1.2000; ebd. 18.1.2000, 

nach SWB, 20.1.2000)

Der Vorfall hat diplomatische Ver

wicklungen ausgelöst und kommt we

der Indien noch China gelegen. Beide 

Länder versuchen daher, den Fall her

unterzuspielen, denn man möchte ei

ne Verschlechterung der beiderseitigen 

Beziehungen vermeiden. Seit 1998 be

finden sich beide Seiten in einem Pro

zess der Wiederannäherung, den man 

nicht aufs Spiel setzen möchte. Bei

de Regierungen haben bekräftigt, ihre 

Beziehungen weiter verbessern zu wol

len. Das Beijinger Außenministerium 

hat die indische Regierung jedoch da

vor gewarnt, dem Karmapa Lama po

litisches Asyl zu gewähren; dies würde 

unweigerlich die chinesisch-indischen 

Beziehungen beeinträchtigen. (All In- 

dia Radio, New Delhi, 12.1.2000, nach 

SWB, 13.1.2000) Indien befindet sich 

in einer Zwickmühle, weil es auf der 

einen Seite traditionell die Exiltibeter 

unterstützt, auf der anderen Seite aber 

seine Beziehungen zur VR China ver

bessern will.

Die Angelegenheit ist aber vor allem 

für Beijing in innen- und religions

politischer Hinsicht peinlich. Würde 

der Karmapa Lama tatsächlich in In

dien politisches Asyl erbitten, bedeu

tete dies einen empfindlichen Rück

schlag für Beijings Tibetpolitik. Insbe

sondere im vergangenen Jahrzehnt hat 

sich die Zentralregierung um vertrau

enschaffende Maßnahmen in Tibet be

müht, indem sie beispielsweise die Su

che nach Reinkarnationen offiziell un

terstützte, wie z.B. die Reinkarnati

on des Panchen Lama (vgl. Th. Hop

pe in C.a., 1995/12) oder jüngst die 

des Sechsten Reting (vgl. Tibet TV, 

31.12.99, nach SWB, 13.1.2000; Xin

hua Hongkong, 16.1.2000, nach SWB, 

18.1.2000; XNA, 17.1.2000). Mit die

ser Politik versuchte die Regierung, 

die Lage in Tibet zu stabilisieren. Seit 

der Anerkennung der 17. Inkarnati

on des Karmapa Lama im Jahre 1992 

hat Beijing diesen immer als „patrio

tischen“ Lama bezeichnet. Im Jahre 

1994 wurde der Karmapa Lama so

gar in Beijing anläßlich des National

feiertages von Jiang Zemin als Eh

rengast empfangen. Bei der Gelegen

heit soll der Junge der Partei gegen

über ein Treuegelöbnis abgegeben ha

ben (SCMP, 8.1.2000).

Beijing sieht sich daher ebenfalls in 

einer schwierigen Lage, und entspre

chend unklar sind seine Reaktionen. 

Die uneinheitlichen Reaktionen kön

nen aber auch auf unterschiedliche 

Lager zurückgeführt werden. So gab 

ein Sprecher des Beijinger Außenmi

nisteriums zu verstehen, dass China 

nicht dulde, dass religiöse Kräfte vom 

Ausland China infiltrierten und das 

Ausland religiöse Fragen benutze, um 

sich in die inneren Angelegenheiten 

Chinas einzumischen (Zentrale Rund

funkstation Beijing, 11.1.2000, nach 

SWB, 13.1.2000). Ähnliche Äußerun

gen fielen auf einer nationalen Religi

onskonferenz, die vom 10.-13. Januar 

in Beijing stattfand (vgl. RMRB, 11.,

12.1.2000). Obwohl das Verschwinden 

des Karmapa Lama bereits bekannt 

war, wurde darüber auf der Konfe

renz zumindest offiziell nicht disku

tiert. Es wäre jedoch verfehlt, die Äu

ßerungen allein mit Tibet in Zusam

menhang zu bringen, wie es teilwei

se geschieht (z.B. SCMP, 12.1.2000), 

denn sie gelten in gleichem Maße für 

Xinjiang in Bezug auf islamische Ak

tivitäten.

Wie eine Hongkonger Zeitung aus an

geblich Anformierter Quelle“ berich

tet, soll es innerhalb der chinesischen 

Regierung Vermutungen geben, dass 

der Karmapa Lama sich nicht aus frei

en Stücken außer Landes begeben ha

be, sondern dass die Umgebung des 

Dalai Lama die Flucht geplant ha

be und der Junge entführt worden 

sei. Die gefährliche und beschwerliche 

1.400 km lange Reise von Tibet über 

den Himalaya nach Nordindien hät

te ohne vorherige genaue Planung gar 

nicht bewerkstelligt werden können. 

(Vgl. Ming Pao, 17.1.2000, nach SWB,

20.1.2000) Offiziell wird die Exilregie

rung der Tibeter jedoch nicht beschul

digt, die Flucht unterstützt zu haben. 

Vielmehr nimmt die chinesische Regie

rung nach außen eine vorsichtige, ge

mäßigte Haltung ein.

Ausdruck dieser Haltung ist, dass Bei

jing offiziell an der Version festhält, 

der Karmapa Lama sei aus religi

ösen Gründen nach Nordindien ge

reist, nämlich um die Musikinstru

mente und die schwarzen Hüte zu 

holen, und dass Beijing hofft, der 

Karmapa Lama werde bald nach Ti

bet zurückkehren, wie in seinem Brief 

angekündigt. (Vgl. SCMP, 21.1.2000; 

Kyodo, Tokyo, 20.1.2000, nach SWB,

21.1.2000) Unterdessen sollen über 

verschiedene diplomatische Kontakte 

zwischen Indien und China Gesprä

che über eine mögliche Rückkehr des 

Jungen nach Tibet im Gange sein. 

Außerdem soll sich Beijing über indi

rekte Kanäle bemühen, den Karmapa 

Lama zur Rückkehr zu bewegen. So 

soll ein Onkel des Jungen nach Dhar- 

amsala gereist sein, um seinen Neffen 

zu überreden, nach Tibet zurückzu

kehren, doch soll er nur die Schwes

ter, nicht aber Dorje selbst getroffen 

haben (PTI news agency, New Del

hi, 13.1.2000, nach SWB, 15.1.2000). 

Es wird auch berichtet, Beijing ha

be zwei offizielle Vertreter nach Dhar- 

amsala geschickt, die den Karmapa 

Lama kontaktieren sollten, allerdings 

ebenfalls ohne Erfolg; hinter der Mis

sion stehe die Befürchtung, der Jun

ge könne von der tibetischen Exilre

gierung als politische Geisel festgehal

ten werden {Tai Yang Pao, Hongkong,

16.1.2000, nach SWB, 20.1.2000).

Zum Hintergrund der Reise des Vier

zehnjährigen wurde noch eine weite

re Version bekannt, für deren Wahr

heitsgehalt einiges spricht. Danach soll 

der Junge vor einiger Zeit den An

trag auf eine Auslandsreise nach Indi

en gestellt haben, um dort buddhisti

sche Texte zu studieren. Dies Anliegen 

sei von den Behörden abgelehnt wor

den. Jetzt soll Beijing die entsprechen

den Kader zur „Selbstprüfung“ aufge

fordert haben (ebd.). Dies kann nur 

bedeuten, dass Beijing einsieht, dass 

hier - ob mit Wissen der Zentralregie
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rung oder nicht - ein Fehler gemacht 

wurde. Es soll durchaus üblich sein, 

dass Mönche aus Tibet und Qinghai 

die Grenze nach Indien mit Wissen der 

Grenzbeamten hin und her passieren 

und sich zeitweise zu Studienzwecken 

in der Umgebung des Dalai Lama auf

halten. (Ebd., 13.1.2000, nach SWB, 

14.1.2000 u. 16.1.2000, nach SWB,

20.1.2000)

In dieser Situation werden Beijing und 

New Delhi weiter versuchen, die hei

kle Angelegenheit möglichst unauffäl

lig zu lösen. Es könnte sein, dass Bei

jing dem Karmapa Lama erlaubt, für 

längere Zeit zu Studienzwecken in In

dien zu bleiben, ohne dass Indien ihm 

politisches Asyl gewährt. Darauf wird 

sich Beijing allerdings nur einlassen, 

wenn der Karmapa Lama die feste 

Absicht bekundet, wieder nach Tibet 

zurückzukehren. In jedem Falle kön

nen Einmischungen von Seiten dritter 

Staaten, die die Einhaltung der Men

schenrechte anmahnen, nur schädliche 

Wirkung haben, -st-

Außenwirtschaft

22 Beijings Vorschläge für die 

nächste WTO-Runde

Einen Vorgeschmack zu den Po

sitionen, die China als Mitglied 

der WTO einnehmen wird, liefer

te Anfang Januar der stellvertreten

de MOFTEC-Minister Zhang Xiang. 

In einem Interview für die Hong

konger Zeitung Wen Wei Po (Wen 

Hui Bao) am 11.1.2000 fasste Zhang 

den vier-Punkte-Vorschlag der chine

sischen Regierung für eine neue WTO- 

Gesprächsrunde zusammen.

1. Die Zielvorstellungen der Entwick

lungsländer zur Wirtschaftsent

wicklung und zur entsprechenden 

schrittweisen Öffnung der Märkte 

sollten akzeptiert werden.

2. Die entwickelten Länder müssen 

tatsächlich ihre Verpflichtungen 

erfüllen, zu denen sie sich in der 

Uruguay-Runde bereit erklärt ha

ben, und den Zugang zu ihren 

Märkten für Entwicklungsländer 

verbessern.

3. Die Entwicklungsländer müssen 

vollständig an der Formulierung 

der Handelsregeln beteiligt wer

den.

4. Die Koordination zwischen Ent

wicklungsländern muss verbessert 

werden.

Zhang unterstrich die wichtige Rol

le, die das multilaterale Handelssys

tem in den letzten fünfzig Jahren für 

die Förderung der Weltwirtschaft und 

des Handels gespielt hat. Allerdings 

sei China als das größte Entwicklungs

land in der Welt der Ansicht, dass vie

les an dem bestehenden System ver

bessert werden könne. So spiegele das 

System nicht ausreichend die Interes

sen und Wünsche der Entwicklungs

länder wider, bleibe also unvollständig 

und unausgeglichen.

Zhang kündigte an, dass China 

nach seinem Beitritt zur WTO zum 

Erfolg einer neuen Gesprächsrun

de in Übereinstimmung mit den 

eigenen Interessen beitragen wer

de. (Wen Wei Po, Hong Kong, 

in Chinese, 11.1.2000, nach SWB 

FE/D3735/CNS, 12.1.2000) -schü-

23 Hohes Importwachstum

1999

Nach Angaben der Zollbehörden be

trug das Importvolumen im letzten 

Jahr 165,8 Mrd. US$ und lag damit 

um 18,2% höher als 1998.

Die Importe sowohl von Primärgütern 

wie Holz, Papier, Roh- und raffinier

tem Erdöl, aber auch von Industrie

gütern wie Chemie-, Stahl und NE- 

Metallprodukten, Maschinen, Elektro

nikprodukten und elektrischen Gerä

ten nahmen erheblich zu.

Importe der zehn wichtigsten Han

delspartnerländer stiegen schnell, ins

besondere die Einfuhren Australiens 

(+33,3%) und der EU (+23,2%). Die 

Wachstumsraten der Einfuhren aus 

Japan, den ASEAN-Staaten, Russ

land, Südkorea und den USA lagen je

weils über 10%.

Als Ursachen für den hohen Importan

stieg gelten die erfolgreiche Bekämp

fung des Schmuggels sowie die ge

stiegene inländische Nachfrage nach 

Hightech-Produkten und Rohstoffen. 

(XNA, 19.1.2000)

Anfang Januar d.J. präsentierte der 

Außenwirtschaftsminister Shi Guang- 

sheng Schätzungen über die Entwick

lung der Importe in den kommen

den Jahren. So geht Shi davon aus, 

dass die Einfuhren zwischen 2000 bis 

2005 eine jährliche Wachstumsrate 

von 8% aufweisen werden. Das ge

samte Importvolumen während die

ser Zeit wird auf rd. 1,3 Billionen 

US$ geschätzt. Diese Berechnung ba

siert Shi zufolge auf der Annah

me, dass China mittel- und langfri

stig ein nachhaltiges schnelles Wirt

schaftswachstum realisieren kann. Der 

Schwerpunkt der Entwicklung wer

de auf Bereiche wie Wasserkonser

vierung, Energie- und Transport, Te

lekommunikation, Rohstoffe, Umwelt

schutz und Hightech gelegt. Die Re

gierung werde weiterhin Importe mit 

neuen Technologien und moderne An

lagen fördern. Ausländischen Anbie

tern würden damit außerordentliche 

Handels- und Investitionschancen ge

boten. (XNA, 7.1.2000)

Chinas Exporte stiegen dagegen 1999 

nur um 6,1% und betrugen 194,9 Mrd. 

US$. Gegenüber Dezember 1999 wur

den die Angaben zum Exportüber

schuss revidiert. Dieser beläuft sich 

nunmehr auf 29,1 Mrd. US$. Das Ge

samtvolumen des Außenhandels be

trug 360,7 Mrd. US$, ein Anstieg um 

11,3% gegenüber 1998.

Die wichtigsten drei Handelspartner

länder waren Japan, die USA und 

die EU. In der Rangfolge schlossen 

sich dann Südkorea, Taiwan, Austra

lien, Russland und Kanada an. Japan 

behielt seine Position als wichtigster 

Handelspartner mit einem bilateralen 

Handelsvolumen von 66,2 Mrd. US$ 

(+14,3%). Die chinesischen Exporte 

nach Japan betrugen 32,4 US$; Im

porte aus Japan beliefen sich auf 33,8 

Mrd. US$ (+19,9%). Damit verzeich

nete China nach eigenen Statistiken 

ein Defizit im bilateralen Handel.

Das Handelsvolumen mit den USA 

nahm um 12,1% zu und lag bei 61,5 

Mrd. US$. China exportierte in die 

USA 42 Mrd. US$ (+10,5%) und im

portierte 19,5 Mrd. US$ (+14,7%). 

Damit betrug der Handelsüberschuss 

Chinas im letzten Jahr 19,5 Mrd. US$. 

Während Chinas Exporte nach Russ

land zurückgingen (von 1,84 Mrd. US$ 

auf 1,5 Mrd. USS bzw. um -18,5%), 

nahmen die Ausfuhren nach Austra-




